Deutsdier Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drudesache Nr. 4310 


Der Bundesminister für Verkehr 
Z 3 - Psvi 9/525 Bb/53 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Bonn, den 28. April 1953 


Betr.: Kleine Anfrage Nr. 334 der Fraktion der SPD 
- Nr. 4270 der Drucksadien - Einbezieliung 
von Berlinern in die Ziisatzversorgungsanstalt 
des Bundes und der Länder sowie in die 
Zusatzkasse der Bundesbahnversielienings- 
anstalt 

Bezug: Schreiben vom 17. April 1953 an den Herrn 
Staatssekretär des Bundeskanzleramtes 

Ziffer 2 der Kleinen Anfrage Nr. 334 wird wie folgt beantwortet: 

Die Westberliner Eisenbahnrentner erhalten ihre gesetzliche Rente 
von der ostzonalen Landcsversichcrungsanstalt (LVA) Brandenburg, 
weil die Eisenbahnverwaltung in Gesamtberlin eine Behörde der 
Ostzone ist. Diese Renten werden bis zu einem Betrage von 
150, — DM in vollem Umfang in DM (West) um gewechselt. Eine 
Zusatzversorgung - wie die Eisenbahnrentner in der Bundesrepublik - 
erhalten die Westberliner Eisenbahnrentner nicht. Sie sind daher 
den früheren Beamten der ehemaligen Deutschen Reichsbahn nicht 
gleichgestellt, die nach dem Gesetz zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 GG fallenden Personen von der Deut- 
schen Bundesbahn Versorgungsbezüge oder Übergangsgeldcr erhalten. 
Es handelt sich um 6-7000 Rentner, die wiederholt gefordert 
haben, ihnen die Zusatzrenten aus der Zusatz Versorgungseinrichtung 
für das Personal der Deutschen Bundesbahn (Abteilung B der 
Bundesbahnversicherungsanstalt) zu gewähren. Der hierfür erforder- 
liche Aufwand würde etwa 4,6 Mio DM jährlich betragen. Die 
Deutsche Bundesbahn und die Abteilung B der BVA sind nicht in 
der Lage, die erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen, da 
eine rechtliche Verpflichtung zur Zahlung dieser Zusatzrenten bis- 
her nicht besteht. Aus demselben Grunde ist es auch nicht möglich, 
die erforderlichen Mittel auf den Bundeshaushalt zu übernehmen. 

Sobald die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder ihre 
Leistungen in Westberlin auf genommen hat, wird die Deutsche 
Bundesbahn nochmals veranlaßt werden, zu prüfen, ob sie die 
Zusatzrenten gemeinsam mit der Abteilung B der Bundesbahnver- 
sicherungsanstalt an die Westberliner Eisenbahnrentner gewähren 
kann. 

Die Ziffer 1 der Anfrage beantwortet gemäß Schreiben des Herrn 
Staatssekretärs des Bundeskanzleramtes der Herr Bundesminister 
der Finanzen. 
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